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1.    Planungsanlass 
  
Die Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg hat am 26. 
November 2010 den Aufstellungsbeschluss zur 2. Änderung des Bebauungs-
plans Nr. 26/7 für das Neubaugebiet Michelbach Nord gefasst. 
In den bereits erschlossenen Bauabschnitten 1 und 2 sind die Baugrundstücke 
weitgehend abverkauft, so dass nunmehr nur noch einzelne für die Bebauung 
mit Einfamilienhäusern geeignete Grundstücke zur Verfügung stehen. Somit 
steht insbesondere vor dem Hintergrund der von der Stadtentwicklungsgesell-
schaft Marburg (SEG) festgestellten Nachfrageentwicklung auch durch die Be-
schäftigten der im Gewerbegebiet Görzhäuser Hof ansässigen Unternehmen die 
Erschließung eines dritten Bauabschnitts an. Allerdings sind aufgrund von Ver-
änderungen verschiedener Rahmenbedingungen sowohl die Erschließung als 
auch die Vermarktung der Flächen auf Basis des seit dem 29.01.1997 rechts-
kräftigen Bebauungsplans Nr. 26/7 nicht ratsam. Die 1. Änderung des Bebau-
ungsplans von 2004 umfasste lediglich den 2. Bauabschnitt sowie einzelne Rest-
flächen im 1. Bauabschnitt. 
 
Mit der Zweiten Änderung des Bebauungsplans  für den Bereich „Am Waldacker“ 
sollen nun die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erschließung des 3. 
Bauabschnitts der Entwicklungsmaßnahme und die Bereitstellung von bedarfs-
gerechten Wohnbaugrundstücken geschaffen werden. 
 
 
 
2.    Räumlicher Geltungsbereich, planungsrechtliche Rahmenbedingungen 
 
Der vorgesehene Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung umfasst einen 
Teil des ursprünglich als 3. Bauabschnitt der Entwicklungsmaßnahme Michel-
bach Nord konzipierten Bereiches, wobei es sich ausschließlich um solche Flä-
chen handelt, die sich bereits im Eigentum der Hessischen Landgesellschaft 
mbH (HLG) als Treuhänder der Stadt Marburg befinden. Dieser, insgesamt 
knapp 2 ha umfassende Teilbereich kann daher kurzfristig erschlossen und be-
baut werden. Die HLG hat dieser Verfahrensweise zugestimmt. 
 
Das Plangebiet grenzt im Norden an die Goßfeldener Allee und im Süden an das 
für die Entwicklungsmaßnahme bisher nicht zur Verfügung stehende Flurstück 
98/30. Im Osten schließt das Plangebiet an den Geltungsbereich der 1. Ände-
rung des Bebauungsplans Nr. 26/7 an. Die westliche Grenze bilden die im Jahr 
2008 endausgebaute Zubringerstraße zum Neubaugebiet sowie der Fuß- und 
Radweg, der das Neubaugebiet mit der Altortslage verbindet.  
 
Das einzige im Geltungsbereich vorhandene Gebäude ist der Kindergarten Am 
Waldacker. Über die Grenzen des Flurstücks Nr. 188/3 hinaus werden derzeit in 
Abstimmung zwischen HLG, SEG und der Stadt Marburg Freiflächen durch den 
Kindergarten genutzt, die aufgrund der fehlenden Erschließung nicht vermarkt-
bar sind. Von den künftigen Erschließungsstraßen im 3. Bauabschnitt sind ledig-
lich die beiden Einmündungsbereiche in die Goßfeldener Allee realisiert. 
  
Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 26/7 setzt am Standort des jetzigen Kin-
dergartens eine Fläche für ein Blockheizkraftwerk (BHKW) fest sowie südwest-
lich davon eine Gemeinbedarfsfläche für ein evangelisches Gemeindezentrum 
(siehe Planausschnitt im Anhang). Für beide Einrichtungen besteht aus heutiger 
Sicht kein Bedarf. Von Seiten der Stadtwerke Marburg wurde bestätigt, dass mit 
der seinerzeitigen Entscheidung zugunsten einer Versorgung des Neubauge-
biets Michelbach Nord mit Erdgas der Bedarf für ein BHKW (das auch den Auf-
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bau eines zusätzlichen Wärmeversorgungsnetzes zur Folge hätte) entfallen ist. 
Die übrigen Flächen im Bereich der vorgesehenen Planänderung sind nach dem 
Bebauungsplan Nr. 26/7 als Allgemeine Wohngebiete mit detaillierten Vorgaben 
hinsichtlich der zulässigen Bauweisen festgesetzt.  
 
Da es sich um ein bereits beplantes Gebiet mit einer Fläche von rd. 2 ha und 
somit weniger als 20.000 m² überbaubarer Grundfläche handelt, wird die Bebau-
ungsplanänderung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB ohne 
Umweltprüfung aufgestellt. Der Flächennutzungsplan kann nachträglich im Wege 
der Berichtigung gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB angepasst werden.  
 
 
3.     Planungsziele 
 
Ziel der Bebauungsplanänderung ist die Bereitstellung weiterer Wohnbau-
grundstücke, die entsprechend der aktuellen Nachfrage insbesondere für junge 
Familien geeignet sind. Der bestehende Kindergarten soll innerhalb des Wohn-
gebietes am zentralen Standort südlich des Lindenplatzes verbleiben, solange 
hierfür der Bedarf besteht. Analog zur 1. Änderung des Bebauungsplans sollen 
die Festsetzungen hinsichtlich der Bauweise bedarfsgerecht angepasst werden. 
Die Erschließung soll aufgrund der Begrenzung des Realisierungsabschnitts im 
Süden und vor dem Hintergrund bereits abgestimmter Änderungen im Bereich 
des Spielplatzes „Am Bachrücken“ ebenfalls geändert werden. 
 
 
 
4.     Städtebauliches Konzept 
 
Die städtebauliche Grundstruktur des 2. Bauabschnitts mit den Straßen „Am 
Strauchacker“ und „Am Knechtacker“ soll im 3. Bauabschnitt fortgeführt werden: 
auch hier werden die Wohnbaugrundstücke mit einer Schleifenerschließung 
durch die 2-fach an die Goßfeldener Allee angebundene Anliegerstraße er-
schlossen. An zentralem Standort südlich des bereits fertig gestellten Linden-
platzes soll der Fortbestand des Kindergartens innerhalb des Wohngebietes ge-
sichert werden. Zur optischen Einfassung des Straßenraumes soll die ergänzen-
de Bebauung der südlich an die Goßfeldener Allee bzw. den Entwässerungsgra-
ben angrenzenden Grundstücke mit 2 Vollgeschossen und entlang einer Baulinie 
entsprechend den im 2. Bauabschnitt bereits realisierten Gebäuden erfolgen. 
Entlang der neuen Anliegerstraße soll straßenbegleitende, offene Bebauung mit 
ein- bis zweigeschossigen Einfamilienhäusern mit rückwärtig aneinander gren-
zenden Gartenbereichen ermöglicht werden. Die Grundstücksgrößen variieren 
dabei zwischen rd. 500 und 650 m². Im Süden des Baugebietes ist im Übergang 
zur noch landwirtschaftlich genutzten Fläche eine randliche Eingrünung vorgese-
hen. Im Westen ist das Baugebiet durch eine mit Bäumen und Sträuchern be-
pflanzte Böschung von der Haupterschließungsstraße des Neubaugebietes Mi-
chelbach Nord abgegrenzt. Die innere Durchgrünung besteht in straßenbeglei-
tenden Laubbäumen sowie den von Bebauung freizuhaltenden Gartenbereichen. 
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5.     Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
 
5.1   Art und Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Flächen, Bauweise 
 
Alle Bauflächen einschließlich des Kindergarten-Grundstücks werden als Allge-
meine Wohngebiete ausgewiesen. Zulässig sind Wohngebäude sowie nach § 4 
Abs. 2 Nr. 2 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) Anlagen für kirchliche, kul-
turelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. Hierunter fällt z. B. der 
Kindergarten. Langfristig ist hierfür vor dem Hintergrund der demografischen 
Entwicklung auch eine Nachfolgenutzung im sozialen Bereich denkbar. 
Ausgeschlossen werden nach § 4 BauNVO allgemein zulässige Nutzungen wie 
Läden, Gastronomie und Handwerksbetriebe sowie alle nach § 4 Abs. 3 aus-
nahmsweise zulässigen Nutzungen. Dies entspricht dem Planungsziel, ein 
Wohngebiet insbesondere für junge Familien zu schaffen. Läden und andere 
zentrale Funktionen sind eher nördlich des Lindenplatzes bzw. der Goßfeldener 
Allee denkbar und wünschenswert – dort stehen noch geeignete Grundstücke 
zur Verfügung. 
 
Die Bebauungsplanänderung stellt eine Abkehr von Festsetzungen bezüglich 
Hausgruppen, Reihenhäusern etc. zugunsten einer offenen Bauweise mit maxi-
mal 2 Wohnungen je Gebäude dar. Lediglich das Grundstück, auf dem sich der-
zeit der Kindergarten befindet, ist von der Begrenzung der Zahl der Wohnungen 
ausgenommen.  
 
Das zulässige Maß der baulichen Nutzung entspricht mit Grundflächenzahlen 
(GRZ) von 0,3 und Geschossflächenzahlen (GFZ) von 0,6 den Festsetzungen für 
den östlich angrenzenden 2. Bauabschnitt (Geltungsbereich der 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 26/7). Auch hier bildet das Kindergartengrundstück mit ei-
ner GRZ von 0,4 und einer GFZ von 0,8 eine Ausnahme, um an diesem zentra-
len Standort langfristig variable Nutzungsmöglichkeiten zu bieten. Die Festset-
zung „Zwei Vollgeschosse zwingend“ sowie die Baulinie an der Goßfeldener Al-
lee orientieren sich an der dort bereits vorhandenen Bebauung. In den übrigen 
Bereichen ist ein- und maximal zweigeschossige Bebauung zulässig. Die Tiefe 
der überbaubaren Flächen ist auf maximal 14 m begrenzt, so dass in den Innen-
bereichen zusammenhängende Grünflächen entstehen können. Die Zulässigkeit 
von Nebenanlagen in nicht überbaubaren Grundstücksflächen ist dementspre-
chend eingeschränkt. Stellplätze und Garagen sind nur in den straßenseitigen 
Grundstücksflächen  zulässig. 
 
Die Festsetzungen hinsichtlich der höchstzulässigen Trauf- und Firsthöhen die-
nen der Vermeidung ungünstiger talseitiger Gebäudehöhen im Zuge der Bebau-
ung von Hanglagen.  
 
 
5.2   Verkehrserschließung und Stellplätze 
 
Der Zubringer zum Neubaugebiet (Sterzhäuser Straße) sowie die Goßfeldener 
Allee sind bereits endausgebaut mit einigen Abweichungen gegenüber der Dar-
stellung im Bebauungsplan Nr. 26/7 bzw. Optimierungen mit dem Ziel der Ge-
schwindigkeitsreduzierung: Im Ortseingangsbereich wurde anstelle des ur-
sprünglich vorgesehenen Fahrbahnteilers ein Grünstreifen zwischen dem Fuß-
/Radweg und der Straße angelegt, mit einer Querungsmöglichkeit für Fußgän-
ger. Die Fahrbahn ist dadurch leicht nach Nordwesten verschwenkt. Der Stra-
ßenquerschnitt der Goßfeldener Allee wurde gegenüber der ursprünglichen Pla-
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nung reduziert und mit beidseitigen Gehwegen sowie in Teilabschnitten mit 
Engstellen ausgebaut. 
Die neue Erschließungsstraße soll wie die übrigen Anliegerstraßen als Mischver-
kehrsfläche ausgebaut werden. Bei einer Straßenbreite von 5,50 m werden die 
Kurvenradien für den Sattelschlepper als Bemessungsfahrzeug ausgelegt. Im 
südlichen Teilabschnitt  sind 4 öffentliche Stellplätze vorgesehen, wobei hier die 
Fahrbahnbreite auf 4,50 m reduziert wird. 
Die Erschließung der beiden Baugrundstücke westlich des Kindergartens ist über 
einen privaten Wohnweg als Stichweg von der Goßfeldener Allee her vorgese-
hen. Hier befindet sich bereits heute eine Zufahrt zum Kindergartengrundstück. 
 
  
5.3   Versorgungsanlagen und -leitungen; Entwässerung 
 
Die Entwässerung des Baugebietes erfolgt im Trennsystem. Das Schmutzwas-
ser wird der Kläranlage Cappel zugeführt. 
 
Der parallel zur Goßfeldener Allee verlaufende Entwässerungsgraben nimmt das 
Regenwasser aus dem Gebiet auf und leitet dies nach Südwesten in die zentrale 
Versickerungsfläche, die mit dem Bebauungsplan Nr. 26/7 bereits planungs-
rechtlich gesichert ist. 
Bereits vorhandene Regenwasserkanäle verlaufen in zwei Fällen über Bau-
grundstücke,  jedoch in Randbereichen außerhalb der Bauzonen. Hier sind Lei-
tungsrechte zugunsten der Stadtwerke Marburg auch grundbuchrechtlich zu si-
chern. 
 
Schmutzwasserkanäle sowie alle Versorgungsleitungen einschließlich Gasver-
sorgung sollen unterhalb der Erschließungsstraßen verlaufen. Lediglich eine 
Stromversorgungsleitung ist innerhalb des östlichen Abschnitts des Grünstrei-
fens im Süden geplant; die Kabel müssen hier in Schutzrohren verlegt werden.  
 
Im Vorfeld einer zukünftigen Versorgung Michelbachs mit Glasfaserkabel zur 
Sicherstellung einer schnellen Internetverbindung sind im Zuge der anstehenden 
Tiefbaumaßnahmen im Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung zumindest 
Leerrohre zu verlegen.  
 
 
 
5.4   Eingriff/ Ausgleich und Grünordnung 
 
Die straßenbegleitenden Bäume entlang der Sterzhäuser Straße und der Goß-
feldener Allee sind bereits Bestand und entsprechend zu erhalten.  
 
Wie in den bereits realisierten Bauabschnitten sollen auch in der Straße „Am 
Waldacker“ in den Straßenraum hinein wirkende Laubbäume angepflanzt wer-
den. Die Umsetzung der bisherigen Planung in Michelbach Nord mit für Baum-
pflanzungen vorgesehenen Ausbuchtungen des öffentlichen Straßenraumes hat 
sich in der Praxis oft als schwierig vereinbar mit den Grundstückszufahrten der 
Anlieger erwiesen. Daher werden jetzt die Baumstandorte auf den Privat-
grundstücken festgesetzt. Die im Plan dargestellten geplanten Baumstandorte 
sind nur hinsichtlich ihrer Zuordnung zum Straßenraum bindend: eine Verschie-
bung entlang der straßenseitigen Grundstücksgrenze in Abhängigkeit der ge-
wählten Grundstückszufahrten und –zugänge ist möglich. Es sind standortge-
rechte Laubbäume anzupflanzen, wobei Zierapfelsorten empfohlen werden, die 
sich bereits an anderer Stelle im Straßenraum in Michelbach Nord bewährt ha-
ben. 
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Den südlichen Siedlungsrand soll ein mit Baum- und Strauchgruppen bepflanzter 
Grünstreifen bilden. In dessen östlichem Abschnitt kann mit einem wasserdurch-
lässig befestigten Fußweg eine kurze Verbindung zum Spielplatz Am Bachrü-
cken und zum Fußweg durch das Feld in Richtung Michelbach/ Ortskern herge-
stellt werden.  
Die westliche Randeingrünung an der Böschung zum Fuß-/Radweg besteht be-
reits. 
 
Auf eine erneute Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung kann verzichtet werden, da 
der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung bereits im Bebauungsplan Nr. 
26/7 als Baugebiet ausgewiesen ist und die Grundstrukturen der Erschließung 
und der Durchgrünung beibehalten werden.   
 
 
5.5     Berücksichtigung des Klimaschutzes 
 
Nicht zuletzt auf Grund des Weltklimaberichts der Vereinten Nationen (UN) ist 
deutlich geworden, dass die Bekämpfung des Klimawandels und die Anpassung 
an den Klimawandel dauerhafte Zukunftsaufgaben auch der Städte und Gemein- 
den sind. Diese Aufgaben haben auch eine städtebauliche Dimension, der die 
Gemeinden bei ihren Vorgaben zur örtlichen Bodennutzung Rechnung tragen 
sollen. 

Mit der BauGB Novelle 2011 („Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der 
Entwicklung in den Städten und Gemeinden“) wurde zur Stärkung des Klima-
schutzes u.a. eine Klimaschutzklausel eingefügt, die Festsetzungsmöglichkeiten 
zum Einsatz und zur Nutzung erneuerbarer Energien und aus Kraft-Wärme-
Kopplung erweitert, Sonderregelungen für die Windenergienutzung eingefügt 
und die Nutzung insbesondere von Photovoltaikanlagen an oder auf Gebäuden 
erleichtert. Nach § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB können im Bebauungsplan aus städ-
tebaulichen Gründen "Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebäuden be-
stimmte bauliche und sonstige technische Maßnahmen für die Erzeugung, Nut-
zung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Ener-
gien oder Kraft-Wärme-Kopplung getroffen werden müssen" festgesetzt werden. 

Im Rahmen der Bauleitplanung können Kommunen gem. Longo 20091, auch 
über die Festsetzung von baulichen Maßnahmen für den Einsatz regenerativer 
Energien hinaus, "im Hinblick auf Solarenergie Installationspflichten von Solar-
wärme- und Solarstromanlagen (verbindliche aktive Solarenergienutzung)" in der 
Bauleitplanung festsetzen. 

Der o.g. gesellschaftspolitischen und städtebaulichen Verpflichtung kommt die 
Stadt Marburg dadurch nach, dass gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB festgesetzt 
wird, dass „bei der Errichtung von Gebäuden … bauliche und sonstige techni-
sche Maßnahmen zur aktiven Nutzung der solaren Strahlungsenergie auf min-
destens  30% der Dachflächen vorzusehen“ sind. 

Das neu eingerichtete, unter www.marburg.de abrufbare Solarkataster der Stadt 
Marburg bietet privaten Bauherren eine nützliche Entscheidungshilfe zum Ein-
satz von Solarkollektoren und/ oder Photovoltaikanlagen.  
 
 
 
 
 

                                                
1 Longo, F. (2009): Sonnennutzung als Pflicht für Häuslebauer. - In: Städte- und Gemeinderat 5/2009. 
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6.      Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
 
Die Festsetzungen zu Dachformen und -eindeckung, Fassaden und Freiflächen-
gestaltung entsprechen im wesentlichen den Festsetzungen zur 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 26/7 und sollen in diesem flächenmäßig sehr großen Neu-
baugebiet ein Mindestmaß an gestalterischem Zusammenhang sichern.  
 
Entlang der Goßfeldener Allee haben sich im 2. Bauabschnitt die Dachformen 
Pult- und Zeltdach durchgesetzt, wobei es sich bei nicht quadratischen Gebäu-
degrundrissen tatsächlich um flach geneigte Walmdächer handelt. Dem entspre-
chend werden für die ergänzende Bebauung im 3. Bauabschnitt in den Bauge-
bieten WA 2 und WA 3 auch diese Dachformen einschließlich Walmdächern 
zugelassen. Die zulässige Dachneigung wird auf max. 25° begrenzt. In den übri-
gen Bereichen (WA 1) werden zusätzlich Satteldächer zugelassen; Sonder- und 
Mischformen wie Krüppelwalmdächer bleiben wie bisher ausgeschlossen.  
 
 
7.     Städtebauliche Daten 
 
Allgemeine Wohngebiete 14.348 m² 
Verkehrsflächen   3.344 m² 
Verkehrsgrün      289 m² 
Öffentliche Grünflächen   1.055 m² 
Flächen für die Regelung 
des Wasserabflusses     547 m² 
 
Gesamtfläche Geltungsbereich 
der Bebauungsplanänderung  19.583 m² 
 
 
 
8.    Umsetzung der Planung, Bodenordnung und Kosten  
 
 
Parallel zum Bebauungsplanverfahren erfolgt die Erschließungsplanung durch 
die SEG, so  dass zeitnah mit der  Herstellung der Erschließungsanlagen be-
gonnen werden kann. Mit der angestrebten Rechtskraft der Bebauungsplanände-
rung im Jahr 2012 werden dann die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die ersten privaten Bauvorhaben geschaffen sein. 
 
Nach erfolgter Erschließung (Baustraßen) und Vermessung werden 20 
Grundstücke  kurzfristig bebaubar sein und der Teilbereich mit 3 Baugrundstü-
cken um den Kindergarten mittel- bis langfristig. Bis dahin soll dem aktuellen 
höheren Freiflächenbedarf des Kindergartens Rechnung getragen werden.  
 
Die Erschließung wird über das Treuhandkonto der HLG für die Entwicklungs-
maßnahme Michelbach Nord finanziert. Aufgrund von bereits erfolgten und noch 
zu erwartenden Vormerkungen von Interessenten kann mit einem zügigen Ab-
verkauf der Baugrundstücke gerechnet werden, was sich günstig auf die Kos-
tenentwicklung des städtebaulichen Entwicklungsverfahrens Michelbach Nord 
auswirken wird. 
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